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L uxemburg ist „nicht nur“ mit einem 
dramatischen Problem beim Wohnraum 

konfrontiert. Zusätzlich fehlt es derzeit zu 
sehr an Visionen und positiven Vorstellungen 
der Stadtentwicklung: Wie kann das Leben  
in den Ortschaften und Städten wieder  
attraktiver gestaltet werden? Auch und  
gerade, wenn eine Nachverdichtung erfolgt? 
Wie können auch neue kooperative Modelle 
des Wohnens gefördert werden, bei denen 
der Besitz nicht mehr in dem Ausmaß im 
Fokus steht? Wie auch können neue  
Wohnformen (Wohnen im Alter usw.)  
gefördert werden.

Prinzipiell gilt: die nächste Legislatur- 
periode sollte genutzt werden hier neue  
Akzente zu setzen, die Siedlungs- und  
Wohnraumplanung weitaus innovativer  
zu gestalten und dabei auch der Klima- 
veränderung Rechnung zu tragen.

Damit ausreichend Wohnraum geschaffen 
werden kann, gilt es zudem einerseits  
die Rechte von Staat und Gemeinden  
auszubauen (z.B. Vorkaufsrecht) sowie  
deren finanzielle Ressourcen und Anzahl  
der Mitarbeiter:innen zu stärken.

Anmerkung in eigener Sache:  
Der Mouvement Ecologique skizziert im  
Folgenden Instrumente, die eng mit der  
ökologischen Dimension der nachhaltigen  
Entwicklung verbunden sind und somit eher 
im Kompetenzbereich eines Mouvement 
Ecologique liegen. Andere, die eher sozial-
politischer oder finanztechnischer Natur sind, 
werden im Folgenden weniger angesprochen  
(wie z.B. die Überarbeitung der Wohnungs- 
beihilfen, die Mietpreisregulierung oder 
steuerliche Erleichterungen im Mietbereich 
usw.). So eminent wichtig jene Frage- 
stellungen ohne Zweifel sind, sie sprengen  
den Kompetenzbereich des Mouvement  
Ecologique.

WOU STI MIR HAUT ?
01		
EINEN DYNAMISCHEN AKTIONSRAHMEN
FÜR EINE NACHHALTIGE DORF- UND
STADTENTWICKLUNG SCHAFFEN       

Staatliche Initiativen im Sinne einer kohärenten, sektoren- 
übergreifenden Politik im Bereich der Dorf- und Stadt- 
entwicklung sind heute - mit Ausnahme u.a. der Revitalisierung  
der Industriebrachen und der Unterstützung der (oft punktuellen) 
Leader-Projekte sowie verschiedener Vorzeigeprojekte auf  
nationaler Ebene - doch eher Mangelware in der Fläche.

Das Innenministerium sieht sich, so der Eindruck, in erster  
Linie als „Kontroll-“ bzw. „Begutachtungsinstanz“ für die formale 
Einhaltung bzw. Anpassung der gesetzlichen Vorschriften in  
Sachen „aménagement communal et développement urbain“ 
(PAG bzw. PAP-Entwürfe), ohne jedoch proaktive Initiativen im  
Bereich der Dorf- und Stadtentwicklung in die Wege zu leiten.  
Das Wohnungsbauministerium seinerseits legt den Fokus auf  
die Schaffung von neuem Wohnraum.

Eigentlich scheint sich derzeit kein Ministerium federführend  
verantwortlich für eine ganzheitliche konzipierte Dorf- und  
Stadtentwicklung zu sehen.

Mit dem CIPU (Cellule d’information pour la politique urbaine) 
sowie einer Reihe von Pilotprojekten ist unter der Verantwortung 
des Landesplanungsministeriums allerdings Bewegung auf der 
urbanen Ebene entstanden. 

Bei allem Engagement der Gemeinden: Die aktuellen  
Herausforderungen verlangen nach einem zielorientierten  
Engagement auf nationaler Ebene, angefangen mit einer  
Klärung der ministeriellen Zuständigkeiten: dies sowohl für  
den ländlichen als auch den (peri-) urbanen Raum.

>     �Dazu müssen in erster Linie die politischen Zuständigkeiten 
geklärt werden: die Frage steht im Raum, ob es nicht am  
effizientesten wäre, die Verantwortung und die Koordi-
nierungskompetenz für proaktive Programme / Projekte 
sowohl der Stadt- als auch der Dorfentwicklung vom  
Innen- bzw. Landwirtschaftsministerium unter die  
Verantwortung eines umstrukturierten Landesplanungs- 
ministeriums zu übergeben. 

>     �Gemeinsam mit den Gemeinden sollte sichergestellt werden, 
dass der Rahmen für eine kohärente nachhaltige Dorf- und 
Stadtentwicklung auf lokaler bzw. regionaler Ebene sicher-
gestellt ist.  
 
Es gilt in den verschiedenen Politikfeldern einen integrierten 
und konkreten Rahmen zu entwickeln. Dies z.B. in Bezug auf 
Aspekte wie

- �kommunale bzw. regionale Strategien und Konzepte zur 
Klimaanpassung sowie deren konkrete Umsetzung,  
u.a. was die Begrünung, die Entsiegelung sowie klima- 
gerechtes Bauen betrifft; 

- �die konkrete Ausgestaltung der Verkehrswende  
(z.B. weitaus stärkere Gewichtung auf „shared-space“,  
Tempo 20 / 30 Areale); 

- �die Revitalisierung der Ortszentren, eine Funktionsmischung 
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auch innerhalb von neuen Vierteln;
- �Schaffung öffentlicher Plätze des Austausches mit hoher 

Aufenthaltsqualität;
- �eine qualitätsorientierte Verdichtung der Bauweisen  

bzw. der Schaffung neuer Wohnformen; 
- die soziale Kohäsion u.a.m.

Die Entwicklung von Strategien – Leitbildern und Empfehlun-
gen; ggf. Verbesserungen auf rechtlicher Ebene, Pilotprojekte, 
Wettbewerbe, Mehrjahresprogramme mit jeweils einem ent-
sprechenden staatlichen Finanzierungsrahmen… sind mögliche 
Instrumente zur Umsetzung vor Ort.

02		
AKZEPTANZFÖRDERUNG FÜR 
FLÄCHENSPARENDE BAUWEISEN, 
NACHVERRICHTUNG IM BESTAND
UND URBANE WOHNQUALITÄT      

Der Bedarf an neuem, bezahlbarem Wohnraum ist erheblich. 
Dabei muss es gelingen, dass vor allem an den sogenannten 
„zentralen Orten“ neuer Wohnraum geschaffen wird. Parallel gilt 
es, das Ziel der Landesplanung, den Flächenverbrauch erheblich 
zu reduzieren in die Praxis umzusetzen.

All dies – steigende Bodenpreise, Notwendigkeit einer Begrenzung 
des Bodenverbrauchs sowie einer effizienten Nutzung ausgewie-
sener Siedlungsflächen innerhalb der Bauperimeter – führt dazu, 
dass flächensparendes Bauen bzw. Nachverdichtung im Bestand 
angesagt sind.

Akzeptanz für diese Art des Bauens erhält man aber nur, wenn sie 
einhergeht mit der Gewährleistung einer hohen Lebensqualität 
am Wohnort.

Neben u.a. einer hohen architektonischen Qualität der Bauten 
und einem urbanistisch anspruchsvollen Konzept, müssen  
attraktive Frei- bzw. Gemeinschaftsräume geschaffen werden. 
Möglichkeiten zu deren Aufwertung sind z.B.

- Errichtung von Fuß- und Radwegeverbindungen;

- �individuelle und begrünte Gestaltung von Hauseingängen oder 
Vorgärten;

- Anlegung von privat oder gemeinschaftlich zu nutzenden Gärten; 

- Gestaltung von Sport-, Bildungs-, Aufenthalts- und Spielflächen;

- Auch gemeinsam nutzbare Räume sollten vorgesehen werden. 

Bei Gestaltungskonzepten muss beachtet werden, dass die  
Grün- und Freiflächen vor dem Hintergrund des Klimawandels 
und der Klimaanpassung auch künftig ausreichend Möglich- 
keiten der Naherholung und Qualitäten des Wohnumfeldes  
bieten sowie Luftaustausch- bzw. Abkühlungseffekte für die  
Umgebung gewährleisten.

Daneben gilt es eine gewisse Funktionsmischung zu  
gewährleisten – auch im Bestand – die viele Vorteile im Sinne 
eines urbanen Wohnens mit sich bringt: Wohnen, Nahversorgung, 
Kultur und Erholung sollten nicht mehr in dem Ausmaße getrennt 
sein und somit viele Transportbewegungen wegfallen.

Von staatlicher Seite sollte in diesem Sinne eine breitangelegte 
Sensibilisierung für flächensparende Bauweisen, Nachver- 
dichtung und urbanem Wohnen verbunden mit einer guten 
Durchgrünungsstrategie (siehe nächsten Punkt) in die Wege  
geleitet, konkrete Empfehlungen erstellt und Pilotprojekte  
organisiert werden u.a.m.
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03		
KLIMAGERECHTE SIEDLUNGS-
ENTWICKLUNG: DAS GEBOT DER STUNDE       

Wer die Belastungen von Ortschaften und Stadtvierteln (durch 
Hitzeperioden, Starkregen und Überschwemmungen u.a.m.) ein- 
dämmen will, der muss umgehend dafür Sorge tragen, dass heutige  
Siedlungen klimagerecht umgestaltet – neue Siedlungen klima-
gerecht gestaltet werden. Alle bereits angeführten Maßnahmen – 
Reduktion der Inanspruchnahme neuer Flächen, integrierte klima-
schonende Verkehrskonzepte, konsequente Entsiegelung, Freihalten 
von Freiluftschneisen – sind in dieser Hinsicht von Bedeutung.

Zusätzlich seien aber vor allem aber folgende Instrumentarien 
zum Erreichen der Ziele angeführt:

>     �Dem „Strategie- und Aktionsplan für die Anpassung an den 
Klimawandel in Luxemburg“, der derzeit seitens des Umwelt-
ministeriums überarbeitet wird, kommt dabei eine zentrale 
Bedeutung zu. Er muss aber auch in die Praxis implementiert 
werden, was bis dato nicht der Fall ist. Der neue Plan muss 
gemeinschaftlich erstellt, breit kommuniziert, mit konkreten 
Instrumenten (rechtlicher und finanzieller Natur) versehen, in 
den Natur- und Klimapakt integriert sowie im Leitprogramm 
der Landesplanung verankert werden; 

>     �Ein wichtiger Punkt ist zudem eine (gemeindeübergreifende) 
Durchgrünungsstrategie des urbanen Raums sowie ein kohä-
rente Entsiegelungsstrategie. Entsprechende Empfehlungen 
sind staatlicherseits für die Gemeinden zu erstellen.

>     �Die Anpassung des Siedlungsraums an den Klimawandel muss 
im Gesetz betreffend die kommunale Planung und Stadtent-
wicklung sowie in den Vorgaben, „règlements types“ und 
Leitlinien der Gemeindeentwicklung als ein Hauptziel ver-
ankert und in alle entsprechenden Prozesse integriert werden. 
Zwingend sollte vorgeschrieben werden, dass die Gemeinden 
diesen Aspekt spezifisch bei der Analyse ihres PAGs (6 Jahre 
nach dessen Inkrafttreten) berücksichtigen müssen.

>     �Der Staat muss mit gutem Beispiel voranzugehen, indem er 
bei Ausschreibungen, in Lastenheften, bei großen nationalen  
Projekten, u.a. Orientierungswerte für Grünflächen und Struk- 
turen festlegt, Dachbegrünung in Kombination mit Fotovoltaik- 
anlagen vorschreibt, ein naturnahes Regenwassermanagement 
einfordert, Regenwassernutzung verpflichtend festschreibt 
ebenso wie eine Reduzierung der Trinkwassernutzung.   

>     �Um Gemeinden bei der Transition zu unterstützen, braucht 
es u.a. auch spezifische Förderprogramme. Sowohl der 
Klima- als auch der Naturpakt geben zwar positive allgemeine 
Anreize. Aber diese reichen bei weitem nicht aus, es werden 
Programme benötigt, die den Fokus auf diese Klimaanpassung 
legen (z.B. auch Pilotprojekte, Wettbewerbe). 

>     ��Auch für öffentliche Akteure im Bereich « Logement » 
(SNHBM, Fonds de Logement, etc…) sollte klimagerechtes 
Bauen und Planen eine Selbstverständlichkeit sein. Falls hierzu 
spezifische weitere finanzielle Hilfestellungen erforderlich 
wären, müsste hierüber nachgedacht werden. 

Dabei muss geklärt werden, ob alle zuständigen Ministerien 
über ausreichend fachlich qualifizierte Mitarbeiter:innen  
verfügen, um diesen Ansprüchen gerecht zu werden.

04		
INNOVATIVE WOHNFORMEN UND  
ANSPRUCHSVOLLE „ÉCOQUARTIERS“
FÖRDEN     

Sozialstrukturen, Ansprüche von Menschen an ihren „Wohnraum“ 
und ihr „Wohnumfeld“, die Verfügbarkeit des Raumes u.a.m. 
haben sich in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten erheblich 
verändert. Diese Aspekte müssen im Sinne einer nachhaltigen 
Transition auch Eingang in die konkrete Planung von Siedlungen 
finden. Dabei sollten u.a. folgende Konzepte im Fokus stehen:

>     Neue Wohnformen äußerst konsequent fördern

Neue Wohnformen zum Wohnen im Alter, inter- 
generationelles Wohnen, autoarmes bzw. Wohnen ohne  
Auto, modulare Bauweisen (die es erlauben, dass sich  
Wohnungen im Laufe der Zeit mit den Bedürfnissen der Be-
wohner:innen entwickeln…) sind in Luxemburg noch  
nicht sonderlich verbreitet. 

Dabei ist davon auszugehen, dass eine Reihe von Bürger:innen 
durchaus Interesse daran hätten. Aus Sicht der nachhaltigen 
Entwicklung sowie der sozialen Interaktion sind sie sonder 
Zweifel von Bedeutung.

Die Rolle des Staates ist es, hier eine aktive Politik zu  
betreiben, um derartige innovative Konzepte durch  
entsprechende Informationskampagnen und Förder- 
programme, u.a. im Rahmen von „règlements types“ für  
die Gemeinden, Pilotprojekten, in Absprache von Staat  
und Gemeinden zu fördern. 

Ebenso sollte der Staat sicherstellen, dass diese neuen 
Formen auch verstärkt Eingang in die Politik des „Fonds du 
logement“ sowie die SNHBM finden.

>     �Förderung eines glaubwürdigen Konzeptes von  
„écoquartiers“

Aufgrund der im Ausland gemachten Erfahrungen sollte  
der Förderung der nachhaltigen Gestaltung von neuen  
Siedlungsteilen eine besondere Bedeutung zukommen. 

Dazu braucht es eine entsprechende anspruchsvolle und 
nachvollziehbare Kriterienliste, die u.a. folgende Aspekte  
beinhaltet: Energieeffizienz und Minderung der  
CO2-Emissionen, Qualität der Bauten und Komfort für die 
Nutzer:innen, soziale und ökologische Wertigkeit der  
Außen- und Innenräume, Mischnutzung, vielfältige  
Wohntypologien, Gemeinschaftsräume, nachhaltige wasser-, 
mobilitäts- und abfallwirtschaftliche Standards, soziale  
Mischung, Konvivialität des Viertels, Integration in die  
bestehende Bausubstanz …

Ein nicht unwesentlicher Aspekt ist auch eine Beteiligung der 
Bürger:innen (der umliegenden Viertel bzw. falls möglich der 
zukünftigen Bewohner:innen) an der Konzeption des neuen 
Viertels.

Eine entsprechende Initiative der betroffenen Ministerien 
(Nachhaltigkeits-, Wohnungsbau- und Innenministerium) 
gemeinsam mit allen anderen Akteuren sollte in der neuen 
Legislaturperiode ergriffen werden.	



59

FÜR EINE MENSCHEN- UND KLIMAGERECHTE STADT- BZW. DORFENTWICKLUNG UND WOHNRAUMPOLITIK

>     Rechtliche Situation von „Tiny Houses“ klären 

Der Staat sollte zudem die rechtliche Situation der  
„Tiny Houses“ klären und den Gemeinden entsprechende  
Empfehlungen zustellen (u.a. betreffend Vorgaben im PAG  
sowie im Bautenreglement). Dabei sollte vor allem eine  
prioritär auf das Konzept gelegt werden, das die Einrichtung 
von Tiny-Houses auf nicht erschlossenem Bauland vorsieht. 
Gezielt eingesetzt, können TinyHouses einen gewissen  
Beitrag (zumindest für Übergangssituationen) zur Förderung 
neuer, auch flächensparender Wohnformen darstellen.

05		
PROFIL DES PACTE LOGEMENT 2.0  
SCHÄRFEN!       

Die Zielsetzungen des „Programme d’action local „logement“ 
(PAL) sehen vor, dass die Gemeinde bei Projekten für bezahlbaren 
Wohnraum (Gebäude und Quartiere) u.a. eine „hohe  
ökologische Wohnqualität“ sichern sollte. Aspekte, die  
berücksichtigt werden sollten, sind z.B.: der Bau und die  
Renovierung von bestehenden Häusern, die ökologische Qualität 
von Baustoffen, die Nutzung lokaler Materialien, die Erhöhung  
der Qualität bestehender und geplanter Grünflächen und  
öffentlicher Räume, die naturnahe Regenwasser-Retention,  
die Reduktion der Lärm- und Luftbelastung in Wohnquartieren,  
die Anlage von Gemeinschaftsgärten, die Reduktion des  
Trinkwasserverbrauchs und die verpflichtende Nutzung von  
Regenwasser sowie Maßnahmen zur Klimaanpassung … 

Dabei könnten folgende Optimierungen durchgeführt werden:

>     �Es wäre sinnvoll im Rahmen des „lokalen Aktionsprogramms“ 
(PAL) konkrete Kriterien zu definieren, die seitens der  
Gemeinden im Sinne der klimagerechten Siedlungsent- 
wicklung berücksichtigt werden sollten (z.B. betreffend die 
Durchgrünung, das Parkraummangement usw.)

Dabei sollte die Expertise der Wohnungsbauberater:innen 
bzw. anderer Fachleute genutzt werden. 

>     �Es sollte zudem sichergestellt werden, dass die Bauvorhaben 
im Rahmen des „Pacte Logement 2.0“ den Zielsetzungen  
des neuen Landesplanungsprogramms entsprechen, dies  
im Besonderen, was die Begrenzung des Flächenverbrauchs, 
die prioritäre Stärkung der Ortszentren (Innen- vor Außen- 
entwicklung), die Förderung der aktiven Mobilität u.a.m.  
anbelangt. Deshalb sollten die Gemeinden angehalten wer-
den, bei der Vorlage des lokalen Aktionsprogramms konkret 
Bezug auf diese Ziele der Direktiven der Landesplanung zu 
nehmen und diese auch bei dessen Fortentwicklung im Auge 
behalten.

Immerhin investiert der Staat erhebliche Gelder, sodass es 
durchaus angebracht ist, mittels entsprechender Vorgaben 
sicherzustellen, dass sie auch im Respekt diverser nationaler 
Ziele (wie angeführt auf der Ebene der Landesplanung, des 
Klimaschutzes, der Mobilität usw.) investiert werden.
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06		
GEMEINSCHAFTLICHE UND KOOPERATIVE  
WOHNFORMEN OHNE GEWINNZWECK
BEWUSST FÖRDERN      

Das in Luxemburg dominierende Wohnmodell ist jenes des indivi-
duellen Wohnens. Soziale und ökologische Aspekte der Quar-
tiersbildung haben nur einen sehr begrenzten Stellenwert in der 
öffentlichen Diskussion. Wohnformen, die den Fokus auf soziale 
Interaktion und Nachhaltigkeit legen, werden in Luxemburg zwar 
von immer mehr Menschen, auch politischen Vertretern:innen,  
als reale Alternative anerkannt, spielen jedoch auf dem  
Wohnungsmarkt keine Rolle. 

In der letzten Legislaturperiode erhielt diese Erkenntnis sogar 
Eingang in das Koalitionsabkommen. Letzteres sah vor, einen legalen 
Rahmen für gemeinschaftliche bzw. kooperative Wohnformen zu 
schaffen. Dieses Vorhaben wurde jedoch, ebenso wie jenes verstärkt 
Bauland per Erbpacht zur Verfügung zu stellen, nicht umgesetzt. 

Dabei haben gemeinschaftliche und kooperative Wohnformen 
einen großen gesellschaftlichen Mehrwert und einen erheblichen 
sozialen Nutzen, der über den rein finanziellen Aspekt hinausgeht. 
Einige Stärken von solchen Wohnprojekten sind. Sie: 

-     �fördern bedürfnisgerechtes Bauen, das soziale Miteinan-
der und übernehmen politische Zielsetzungen betreffend 
Ökologie oder freiwilliger Hilfeleistungen (wie Pflege oder 
Kinderbetreuung);

-     �stellen für zahlreiche Menschen eine attraktive Lebensoption 
dar und können qualitativ hochwertigen Wohnraum, auch für 
Menschen mit weniger finanziellen Mitteln, schaffen. So haben 
auch bereits heute Non-Profit Akteure, wie Nichtregierungs-
organisationen, Stiftungen oder Kooperativen mit dem Statut 
der „société d’impact sociétal“ Zugang zu staatlichen Förder-
geldern; 

-     �fördern, je nach Ausrichtung, zudem die soziale Durch- 
mischung, intergenerationelles Wohnen, eine ökologische 
Bauweise, autofreies Wohnen, partizipative Planung,  
Bau und Nutzung u.v.m.;

-     �stärken zusätzlich die soziale Stabilität und Nachbarschaften 
sowie die Attraktivität eines Wohnstandorts.

Neben den staatlichen Bauträgern wie SNHBM oder Fonds du  
Logement, kann eine Vielzahl von „nicht gewinnorientierten“  
privaten Akteuren einen erheblichen Teil zur Schaffung von  
erschwinglichem oder sogar sozialem Wohnraum beitragen.  
Auf Ministeriumsebene (auch auf Gemeindeebene) besteht  
derzeit jedoch nur wenig Wissen in Bezug auf solche Wohn- 
projekte, ihre Bedürfnisse und die Herausforderungen, denen  
sich diese stellen müssen.

Es ist an der nächsten Regierung, die notwendigen Rahmen- 
bedingungen zu schaffen, damit sich gemeinschaftliche und  
kooperative Akteure, die Bauvorhaben ohne Gewinnzweck 
umsetzen möchten, reell auf dem Wohnungsmarkt etablieren 
können. Dies per Analogie zu anderen europäischen Ländern, wie 
z.B. in unseren Nachbarländern oder auch noch in Österreich oder 
der Schweiz. 

Eine große Hürde für Akteure, die gemeinschaftliche und  
kooperative Wohnformen schaffen wollen, ist zunächst der Zugang 
zu Land oder Bestand auf dem freien Markt, der mit sehr hohen 
Kosten verbunden ist. 

Darum sollte die nächste Regierung folgende Schritte  
konsequent angehen:  

>     �Grundvoraussetzung für das Entstehen von gemeinschaft-
lichen und kooperativen Wohnformen ist das Bereitstellen 
von Grundstücken, da diese Wohnformen – wenn sie einen 
hohen sozialen Anspruch haben – unter Marktbedingungen 
nur schwer zu realisieren sind. Der Staat sollte den Zugang 
zu Grundstücken / Bestand in staatlichem Besitz über 
„bail emphytéotiques“ für nicht gewinnorientierte Akteure 
fördern. 

>     �Neue, innovative und zukunftsweisende Konzepte gilt es  
offensiv zu thematisieren und zu fördern, Wissen und  
Kompetenzen auf staatlicher Ebene aufzubauen. So sollten 
z.B. die Wohnungsbauberater:innen im Rahmen des „Pacte 
Logement 2.0“ eine Aus- und Weiterbildung zum Thema  
gemeinschaftliche und kooperative Wohnformen erhalten. 

>     �Ein Beratungsangebot für Wohnsuchende müsste aufgebaut 
werden, das über die Möglichkeiten und die Verfügbar-
keit neuer Wohnformen informiert, Unterstützung bei der 
Gründung von sozialen Wohnprojekten leistet und hilft, die 
verschiedenen Akteure zusammenzubringen.

>     �Der Fonds spécial de soutien au développement de  
logements abordables sollte ebenfalls genutzt werden,  
um gemeinnützigen Kooperativen den Zugang zum Markt  
zu ermöglichen. 

>     �Das Konzeptvergabeverfahren sollte eingeführt werden.  
Mit diesem Verfahren, das z.B. in Deutschland (Tübingen, 
Hamburg...) mittlerweile weit verbreitet ist, kann gezielt  
gemeinnütziger und genossenschaftlicher Wohnraum  
geschaffen werden. Hier erhält nicht der Höchstbietende, 
sondern das beste Konzept den Zuschlag. Der Staat (aber  
auch Gemeinden) können somit die Vergabe an soziale und 
ökologische Ziele, wie z.B. stärkere Gemeinschaftsbildung, 
bessere soziale Durchmischung und dichteres Bauen  
erreichen. 

>     �Partizipative Prozesse brauchen in den meisten Fällen eine 
professionelle Projektbegleitung. Eine gezielte Förderung 
des Wohnprojektgedankens wäre eine Kostenübernahme / 
Beteiligung an der Projektkoordination. Auch Personal und 
administrative Ressourcen, z.B. für die Anpassung von PAGs 
und PAPs an die Bedürfnisse von Wohnprojekten sollten 
bereitgestellt werden.

>     �Akteure, die sozialen und gemeinnützigen Wohnraum  
schaffen, sollten den stark ermäßigten Steuersatz von 3%  
auf Baukosten in Anspruch nehmen können.  
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07		
INKLUSIVES WOHNEN FÖRDERN      

Im Ausland existieren bereits seit längerem unterschiedliche  
Modelle von inklusiven Wohngemeinschaften, in denen  
Menschen mit Beeinträchtigungen gemeinsam mit Menschen 
ohne Beeinträchtigungen selbstbestimmt zusammen leben.  
 
Die in Luxemburg im Entstehen begriffenen diesbezüglichen 
Initiativen sollen unterstützt werden. Dies trifft ebenfalls auf 
intergenerationelle Wohngemeinschaften zu. Hierbei ist zu  
beachten, dass das Zurverfügungstellen von Wohnraum für eine 
erfolgreiche Inklusion nicht reicht!

>     �Der Standort der WG kann für ihren Erfolg ausschlaggebend 
sein: die leichte Erreichbarkeit des öffentlichen Transports, 
von Infrastrukturen des täglichen Lebens wie Nahrungsmittel-
geschäfte und Freizeitmöglichkeiten ist unerlässlich.

>     �Unter Umständen benötigen inklusive und intergeneratio-
nelle Wohngemeinschaften zusätzliche Unterstützungen für 
die Gestaltung des Alltags.

>     �Ohne zusätzliche Initiativen, um den Bewohner:innen den 
Zugang zum Vereinsleben zu ermöglichen, kann Inklusion 
nur schwer erreicht werden.

08		
EINE OFFENSIVE WOHNUNGSBAUPOLITIK  
ERFORDERT VERSTÄRKT ÖFFENTLICHE
INVESTITIONEN UND DIE STÄRKUNG
VON NON-PROFIT-AKTEUREN       

Primär sollte staatlicherseits weitaus detaillierter als bisher  
erfasst werden, welcher reeller weiterer Bedarf an spezifischen 
Wohnraumtypen besteht und welche von Staat und Gemeinden 
prioritär gefördert werden sollten

Vor allem ist es geboten, dass die öffentliche Hand in einem 
reichen Land wie Luxemburg, endlich ausreichend Finanzmittel 
für den verstärkten Aufkauf von Land für den Siedlungsbau zur 
Verfügung stellt. 

Fakt ist, dass bestehende „Anreize“ – die Möglichkeit der  
Schaffung von Baulandreserven durch Gemeinden, die „zones  
de reserves foncières“, die praktische Umsetzung des Vorkaufs-
rechtes der Gemeinden ebenso wie die staatliche Förderung  
des Erwerbs von Flächen im Rahmen des Erbpacht- und  
Bodennutzungsrechtes – derzeit nur in begrenztem Ausmaß 
genutzt werden. Dies wohl auch aufgrund fehlender finanzieller 
Mittel bzw. Mitarbeiter:innen vor Ort. 

Entsprechend ist es unerlässlich, sowohl die finanziellen Mittel 
als auch das Personal von Staat und Gemeinden auszubauen, um 
diesen eine aktivere Rolle im Bereich der Wohnraumbeschaffung 
zu ermöglichen.

Die Idee, u.a. die Rentenreserven weitaus stärker in den  
Wohnungsbau zu investieren (diese liegen heute bei über  
16 Milliarden €!) sollte im neuen Regierungsprogramm  
aufgenommen werden. Das Konzept, den Gemeinden ein  
Nullzinsdarlehen zuzugestehen, sollte ebenfalls vertieft werden.
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09		
NON-PROFIT-AKTEURE VERSTÄRKT  
UNTERSTÜTZEN - KONZEPT „NATIONALE /
REGIONALE WOHNUNGSBAU-
GESELLSCHAFT(EN)“ VORANTREIBEN       

Die Verantwortung für die Schaffung von zusätzlichem Wohn-
raum kann nicht weiterhin in diesem Ausmaß privaten Bauträgern 
überlassen werden, auch wenn mit diesen ein verstärkter Dialog 
gesucht werden sollte. 

Bei der Schaffung von Wohnraum sollte der Staat neben den 
Gemeinden zudem auch verstärkt auf Non-Profit-Akteure setzen, 
diesen z.B. verstärkt einen privilegierten Zugang zu staatlichen 
Grundstücken ermöglichen und Ressourcen zur Verfügung stellen, 
damit diese sich entwickeln können. Städte wie Wien zeigen auf, 
dass eine Vielzahl von professionell agierenden Non-ProfitAkteu-
ren einen erheblichen Teil zur Schaffung von sozial verträglichem 
und erschwinglichem Wohnungen beitragen kann. 

Über die Rolle der privaten und öffentlichen Wohnungsbau- 
akteure bzw. der „Non-Profit-Akteure“ sollte im Rahmen eines 
ehrlichen und offenen Dialoges nachgedacht und entsprechende 
Folgerungen gezogen werden.

Doch: Gerade Staat und Gemeinden kommt eine überragende 
Rolle zu, welche sie derzeit – wie erwähnt - bei weitem noch nicht 
ausreichend wahrnehmen.

Die Erfahrungen im Ausland, aber auch in begrenztem  
Ausmaß in Luxemburg, zeigen auf, dass eine aktive Gestaltung 
der öffentlichen Hand in der Wohnungsbaupolitik u.a. erlaubt

-     �gezielt(er) Konzepte einer nachhaltigen Orts- / Stadtent- 
wicklung zu erstellen und umzusetzen;

-     �günstigere Preise im Wohnungsbau im Vergleich zum  
Marktangebot zu erzielen;

-     �gezielt Wohnraum für bedürftige Bevölkerungsgruppen zu 
schaffen sowie den Mietbereich auszubauen;

-     �neue Wohnformen und eine sozial gerechtere Gestaltung von 
öffentlichen Räumen zu fördern.

Derzeit scheint es, als ob viele Gemeinden sich jedoch nicht in  
der Lage fühlen, diese Aufgabe zu übernehmen. Das Wohnungs-
bauministerium seinerseits verfügt u.a. nicht über die notwen-
digen Mitarbeiter:innen um die Gemeinden ausreichend zu 
unterstützen. 

Angesichts der erheblichen Bedeutung, die der öffentlichen  
Hand bei der Lösung der Wohnungsprobleme zukommt, sollte  
die Idee der Schaffung einer nationalen und / oder regionaler 
Wohnungsbaugesellschaft(en) umgesetzt werden, die diese  
Defizite beheben könnte.

Der Mouvement Ecologique tritt dafür ein, dass unmittelbar nach 
Beginn der neuen Legislaturperiode die diesbezüglichen Voraus-
setzungen geklärt werden:

>     �Welche Strukturen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
erfordert eine derartige Gesellschaft?

>     �Welche Konzepte für die Ausrichtung und Gestaltung einer 
kommunalen, regionalen Wohnungsbaugesellschaft gibt es?

>     �Ist eher die Schaffung einer nationalen Gesellschaft oder 
aber die Bildung einzelner regionaler (von den Kommunen 
bzw. interkommunal getragenen) Gesellschaften sinnvoll?  
Wo liegen Vor- und Nachteile?

>     �Welche Aufgabenstellung wäre prioritär an die Wohnungs-
baugesellschaft zu übertragen?

Dabei sollte ebenfalls überlegt werden, ob diese Entwicklungs-
gesellschaft/en auch eine Rolle bei der verstärkten Schaffung 
von Mietraum übernehmen kann/können, dies orientiert an dem 
Modell der „Agence immobilière sociale“.

Das dynamische und fachliche Herangehen an dieses Thema setzt 
natürlich auch die erforderlichen menschlichen Kapazitäten auf 
der Ebene des Wohnungsbauministeriums voraus.

Der Mouvement Ecologique ist der Überzeugung, dass der  
Schaffung derartiger Strukturen eine Schlüsselrolle in der  
Bewältigung der Wohnungsbaupolitik zukommt, insofern sollte  
sie eine absolute Priorität genießen.
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10		
VORRANG FÜR ÖFFENTLICHE INTERESSEN  
VOR PRIVATINTERESSEN: REFORM DES
VERKAUFSRECHTES UND KLÄRUNG DER
ENTSCHÄDIGUNGSPFLICHT BEI 
REKLASSIERUNG       

Das Privateigentum wird grundsätzlich durch die Verfassung  
gewährleistet und geschützt. In Deutschland betont das Grund-
gesetz ausdrücklich die Sozialbindung des Eigentums nach dem 
Motto „Eigentum verpflichtet“, indem sein Gebrauch gleichzeitig 
dem Wohl der Allgemeinheit dienen soll. 

Die reformierte Luxemburger Verfassung beschränkt sich auf  
folgende Aussage in Artikel 36: „Nul ne peut être privé de sa 
propriété que pour cause d’utilité publique et moyennant juste 
indemnité, dans les cas et de la manière déterminés par la loi.“

In der Praxis gibt es für die Gemeinden in verschiedenen Fällen 
allerdings Hürden, um öffentlichen Interessen vor Privatinteressen 
zur Durchsetzung zu verhelfen:

>     �Um den Gemeinden zu erlauben, verstärkt im Bau von  
erschwinglichen Wohnungen tätig zu werden, muss es ihnen 
möglich sein, eine „réserve foncière“ anzulegen.

>     �Zudem wurden die aktuellen gesetzlichen Bestimmungen in 
Bezug auf das Vorkaufsrecht der Gemeinden durch Urteile 
des Verwaltungsgerichtes oder durch dubioses Vorgehen  
von Grundstückseigentümer:innen (die durch geschickte  
Manöver die Möglichkeiten des Vorkaufsrechtes der  
Gemeinden zu umgehen wissen) stark eingeengt. Dies führt 
dazu, dass de facto die Gemeinden dieses Recht nur noch 
dann ausüben können, wenn schon ein sehr konkretes  

Projekt von öffentlichem Nutzen ihrerseits vorliegt. Gesetz-
liche Abänderungen drängen sich somit dringend auf: eine 
Gemeinde muss in Zukunft im Hinblick z.B. auf die Schaffung 
einer  „réserve foncière publique“ das Vorkaufsrecht geltend 
machen können. Dies unter der Voraussetzung, dass diese 
Parzellen für erschwinglichen Wohnungsbau reserviert sind 
und ein solcher schnellstmöglich erfolgt.

>     �Trotz einer reellen Wohnungsnot in Luxemburg und trotz der 
Tatsache, dass es häufig an Flächen für wichtige öffentliche 
Infrastrukturen mangelt, scheitern Projekte immer wieder 
an der Zustimmung einiger weniger Baulandbesitzer:inne. 
Zusammenhängende Flächen für Siedlungs- und Infrastruktur-
projekte sowie deren Durchgrünungs- und Freiraumkonzepte 
sind aber eine „conditio sine qua non“, damit das Wohnungs-
bauproblem angegangen bzw. öffentliche Infrastrukturen 
geschaffen werden können.

Ziel muss sein, dass Staat und Gemeinden verstärkt eine 
Kontrolle über das Bauland übernehmen, um zudem der 
Spekulation wirkungsvoller entgegenzutreten und den Fami-
lien den Zugang zu Bauland sicherzustellen. Insofern sollte die 
Frage einer Ausweitung der Enteignungsmöglichkeiten aus 
Gründen der „utilité publique“ auch bei besonders relevan-
ten Wohnungsbauprojekten kein Tabu mehr sein. 

Es sollte deshalb diskutiert werden, inwiefern eine solche Er-
weiterung aus (verfassungs-)rechtlicher Sicht in klar  
definierten Fällen nach strengen Kriterien sinnvoll und  
notwendig ist und welche diesbezüglichen juristischen  
Voraussetzungen geschaffen werden müssten.

Ein Bekenntnis zum Vorrang von Allgemeininteressen vor  
Privatinteressen (in sehr konkreten, umrissenen und  
begrenzten Fällen) ist seitens aller politischer Parteien  
notwendig!
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11		
OHNE KOMMUNIKATIONSOFFENSIVE  
UND VERSTÄRKTE FISKALISCHE
REGULARIEN, KEINE REELLE OFFENSIVE IN
DER WOHNUNGSPOLITIK       

Finanzielle Regularien abzuändern, ist immer mit heftigeren Dis-
kussionen in der Gesellschaft verbunden. Dies sollte aber nicht 
verhindern, dass trotzdem geklärt werden muss, wie Staat und 
Gemeinden im ganz Konkreten in der kommenden Legislatur-
periode über finanzielle Anreize eine sozialere und nachhaltigere 
Wohnungspolitik mit beeinflussen können.

Zum Zeitpunkt der Redaktion dieser Überlegungen ist noch 
unklar, ob die Gesetzesentwürfe betreffend die Reform der 
Grundsteuer bzw. die anderen Regularien vor dem Wahltermin 
verabschiedet werden.

An der neuen Regierung ist es, je nach Stand der Dinge, die  
notwendigen Instrumente konsequent umzusetzen:

>     �Konsequente Reform der Grundsteuer endlich angehen  
bzw. umsetzen!

Ein Konzept der Reform der Grundsteuer liegt vor. Dies ist 
grundsätzlich positiv zu werten. Folgende Kriterien sollten 
nach Ansicht des Mouvement Ecologique unbedingt  
berücksichtigt werden:

- �die Besteuerung des „ersten Wohnsitzes“ sollte niedriger 
ausfallen, als jene des „zweiten Wohnsitzes“. Trotzdem sollte 
sie in Zusammenhang stehen mit der Größe des benutzten 
Baulandes;

- �vor allem die Besteuerung von nicht genutztem Bauland 
oder leerstehenden Häusern, über den Erstwohnsitz hinaus, 
sollte sehr substanziell besteuert werden. Nur so kann die 
Steuer zu einer Mobilisierung von Bauland oder von leer-
stehenden Wohnungen führen;

- �die Steuer sollte so ausgerichtet sein, dass sie bereits  
recht kurzfristig eine Wirkung erzeugt und nicht erst in  
mehreren Jahren, wie dies im (zum Zeitpunkt der  
Redaktion vorliegenden) Gesetzesprojekt der Fall sein  
würde. Es gilt, die Wohnungsnot heute anzugehen!

>     �Staatliche Empfehlungen für eine kommunale Besteuerung 
von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern und 
Wohnungen ausarbeiten bzw. in die Praxis umsetzen

Optimalerweise wird die Grundsteuer derart orientiert sein, 
dass eine weitere Besteuerung von nicht genutztem Bauland / 
leerstehenden Häusern nicht mehr in dieser Form notwendig 
ist. Wenn dies aber nicht gelingt, bzw. die Wirkung der Grund-
steuer zu sehr zeitlich „nach hinten“ verschoben wird, sollte 
das Konzept der direkten Besteuerung von nicht genutztem 
Bauland / leerstehenden Häusern vorangetrieben werden.

Der Grundsatz „Eigentum verpflichtet“ sollte dabei  
Anwendung finden: Finanziell sollten brachliegendes Bauland 
innerhalb der Perimeter sowie leerstehende Häuser und  
Wohnungen benachteiligt werden. 

Den Gemeinden die Verantwortung für die Austarierung  

derartiger Steuern zu überlassen ist, wie auch die Praxis auf-
zeigt, nicht zielführend. Es wäre endlich am Innenministerium, 
entsprechende Empfehlungen auszugegeben. Deshalb sollten 
die betroffenen Ministerien (Finanzen-, Innen- und Woh-
nungsbauministerium) umgehend sehr konkrete Empfehlun-
gen für die Gemeinden („règlement type“) zur Besteuerung 
dieser Flächen / Häuser erarbeiten (ggf. in Verbindung mit der 
Reform der Grundsteuer). 

>     �Diskussion über konsequentere „Wertschöpfungsabgabe“ / 
„Bodenwertzusatzsteuer“ führen! 

Des Weiteren sollte verstärkt ein entstehender Mehrwert aus 
einer Planung besteuert werden! Es geht dabei nicht darum,  
kleinere Baugrundbesitzer:innen zu belasten, sondern grund-
sätzlich darum, dass Akteure, deren Parzellen oder ökonomische 
Aktivitäten aufgrund einer Entscheidung / Investition der öffent- 
lichen Hand einen deutlichen Mehrwert erhalten, dafür eine 
gewisse Steuer zahlen müssen. Grundsätzliche Überlegung ist, 
dass nicht die Kosten bei der Allgemeinheit und der Nutzen 
beim Einzelnen liegen, der eigentlich gar keinen direkten Bei-
trag zu diesem Mehrwert geleistet hat. Die neue Regierung 
sollte sich vornehmen, die Opportunität und evtl. Ausgestal-
tung einer derartigen Besteuerung zu untersuchen und sich 
ggf. Modelle im Ausland und deren Wirkung anzusehen.  

>     �Kommunikationsstrategie zur Mobilisierung von Bauland 
und dem Leerbestand 

Neben der Gewährleistung dieser finanziellen Randbedingun-
gen ist aber auch die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Mobilisierung von Bauland und dem Leer- 
bestand ein Must. Pilotprojekte im Ausland (z.B. REFINA)  
zeigen auf, dass die Mobilisierung von Bauland bzw. von  
leerstehenden Häusern auch durch geeignete Kommunika-
tionsinstrumente erheblich gefördert werden kann. Dabei 
dürfte - wie ausländische Pilotprojekte zeigen - ein Mix von 
Instrumenten am sinnvollsten sein: finanzielle Anreize,  
direkte Ansprache der Eigentümer:innen bis hin zu  
Beratungsangeboten zur sinnvollen Investition von aus dem 
Verkauf von Parzellen getätigten Einnahmen. 
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11		
DENKMALSCHUTZ: PROAKTIVE POLITIK  
STATT FEUERWEHRSCHUTZ       

Der Erhalt unseres historischen Patrimoniums ist von wesentlicher 
Bedeutung. Wohl wurden durch die Verabschiedung eines neuen 
Denkmalschutzgesetzes die Bedingungen für einen effizienten 
Denkmalschutz erhöht. Trotzdem gibt es noch eine lange  
Mängelliste. Aufgabe der Regierung wäre es, 2 Jahre nach  
Verabschiedung des Denkmalschutzgesetzes eine erste Bilanz  
zu ziehen und die gesetzlichen Vorgaben / Umsetzung zu  
optimieren. Dies u.a. was Rolle und Kompetenzen von Staat  
bzw. Gemeinden anbelangt (z.B. betreffend die Unterschutz-
stellung erhaltenswerter Güter), wie auch, was den Vorschlag 
anbelangt, Gebäude, bis zu einem gewissen Baujahr a priori  
unter Schutz zu stellen (z.B. Bau vor 1950) u.a.m.

12		
ZERTIFIZIERUNG VON NACHHALTIGEN  
WOHNGEBÄUDEN UND FÖRDERUNG
ÖKOLOGISCHER BAUMATERIALIEN       

Die fakultative Zertifizierung nachhaltigen Bauens (LENOZ) hat  
in Luxemburg leider bis dato sehr wenig Erfolg, auch wenn sie 
finanziell vom Wohnungsbauministerium gefördert wird. Die  
entsprechenden Kriterien betreffen u.a. die Nachhaltigkeit des  
Gebäudes, die Wahl des Standortes und die Qualität der Raumluft.

Um der Lenoz-Zertifizierung zum Durchbruch zu verhelfen, müs-
sen in der neuen Legislaturperiode die bürokratischen Hürden 
wesentlich reduziert werden, um die Antragsteller:innen bzw. 
Bauträger:innen nicht von vornherein zu entmutigen. Dies gilt in 
einem gewissen Maße auch für das PRIMe House – Programm. 

Die Bearbeitungsfristen bei der zuständigen Behörde müssen 
des Weiteren substanziell reduziert werden, um die Förderungen 
praxistauglich und attraktiver zu gestalten. Zudem muss auch  
die Kommunikation bezüglich der Förderkriterien bei der Lenoz-
Zertifizierung allgemein verbessert werden, damit es hier zu 
keinen Missverständnissen und unbegründeten Vorbehalten 
gegenüber dem Förderprogramm kommt. 

Die Ansprüche an die Ökologie der Baustoffe sollten in diesem  
Zusammenhang erhöht werden und Biozidbelastete Fassaden- 
farben und -putze nicht länger förderfähig sein. 

Eine Förderung spezifisch für kreislauffähige Baustoffe und  
Bauweisen – also auch für die Wiederverwendung von  
Baumaterialien und Objekten – sollte auf den Weg gebracht 
werden. Dies könnte z.B. wie in Dänemark über einen reduzierten 
MwSt.-Satz funktionieren bzw. eine entsprechende Materialbörse.

Exkurs:  
Baulandverträge sind kein Selbstzweck! 
Zur Beschaffung von neuem Bauland wurde in der auslau-
fenden Legislaturperiode das Instrument der Baulandver-
träge geschaffen. Dabei geht es darum, neue Flächen in 
den PAG aufzunehmen, falls die Besitzer einer Erschlie-
ßung in einem festgelegten Zeitrahmen zustimmen. In 
einem sehr engen Rahmen kann dies sinnvoll sein, da 
immerhin ein Baugebot für diese Areale besteht. 

Allerdings: weiterhin muss die Regel gelten: Innen- vor 
Außenentwicklung! Wenn innerhalb des bestehenden 
Perimeters noch ausreichend Bauland verfügbar ist, 
müssen prioritär alle Anstrengungen zur Mobilisierung 
dieser Flächen ergriffen werden. Erst in einer weiteren 
Phase, wenn alle Instrumente reell ausgeschöpft wurden 
und ein entsprechender Nachweis erbracht wurde, kann 
ggf. an den Einsatz des Instrumentes der Baulandver-
träge gedacht werden! Und im Rahmen solcher Verträge 
sollen seitens der Gemeinde auch nur solche Flächen 
ausgewiesen werden, deren Besiedlung - im Rahmen eines 
Gesamtentwicklungskonzeptes und den Direktiven der 
Landesplanung - wirklich sinnvoll und wünschenswert und 
aus Natur- und Landschaftsschutzsicht vertretbar ist.


